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Drucksache 2908 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 23. November 1956 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 166. Sit- 
zung am 23. November 1956 beschlossen hat, zu dem vom Deut- 
schen Bundestag am 8. März 1956 verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Artikels 106 des Grundgesetzes 
- Drucksachen 2063, 1050 - 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat billigt die Grundgedanken des vom Bundestag am 
8. März 1956 verabschiedeten Gesetzes, sieht sich aber nicht in der 
Lage, diesem Gesetz in der vorliegenden Fassung gemäß Artikel 79 
Abs. 2 GG zuzustimmen. Die Bedenken richten sich insbesondere 
gegen Satz 2 des neugefaßten Artikels 106 Abs. 6 und gegen den 
vorgesehenen Termin des Inkrafttretens der Grundgesetzänderung. 
Nach dem Stand des Gesetzgebungsverfahrens ist dem Bundesrat 
die Möglichkeit, den Vermittlungsausschuß anzurufen, nicht mehr 
gegeben. Sofern ein Verfahren vor dem Vermittlungsausschuß ge- 
mäß Artikel 77 Abs. 2 Satz 4 GG zustande kommen und den aus 
der Anlage ersichtlichen Änderungswünschen entsprochen werden 
sollte, könnte jedoch eine Zustimmung des Bundesrates zu der be- 
absichtigten Grundgesetzänderung in Aussicht gestellt werden. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 23. November 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 16. März 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Anlage 


Änderungswünsche 

zum Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Artikels 106 
des Grundgesetzes 


1 . Zu Artikel I 

a) Artikel 106 Abs. 6 Satz 1 müßte wie 
folgt gefaßt werden: 

„Das Aufkommen der Realsteuern 
steht den Gemeinden, nach Maßgabe 
der Landesgesetzgebung auch den Ge- 
meindeverbänden zu; bestehen in 
einem Lande keine Gemeinden, so 
steht das Aufkommen dem Lande zu." 

b) Artikel 106 Abs. 6 Satz 2 wäre zu 
streichen. 

Begründung zu a) 

Der Bundesrat vertritt die Meinung, daß 
auch die Gemeindeverbände an der Real- 
steuergarantie zu beteiligen sind. Aus ver- 
fassungspolitischen Gründen wäre es be- 
denklich, bezüglich der Gemeindeverbände 
hinter den augenblicklichen Besitzstand zu- 
rückzugehen. Dies wäre aber der Fall, 
wenn allein die Gemeinden zu Trägern der 
Ertragshoheit über die Realsteuern ge- 
macht würden. Im Zusammenhang mit der 
Realsteuergarantie ergibt sich für die 
Hansestadt Hamburg ein Sonderproblem. 
Im Gegensatz zu allen anderen Bundes- 
ländern — einschließlich auch des Stadt- 
staates Bremen — gibt es im Lande Ham- 
burg keine Gemeinden. Die im Artikel 106 
Abs. 6 Satz 1 vorgesehene Regelung paßt 
daher für die Verhältnisse im Lande Ham- 
burg nicht. Sie ist trotzdem für dieses 
Land nicht schlechthin gegenstandslos. Es 
besteht jedoch die Besorgnis, daß bei der 
Erhebung der Realsteuer durch das Land 
Hamburg Schwierigkeiten entstehen, so- 
fern es bei dem Wortlaut des Gesetzes ver- 
bleibt. Durch den angefügten Halbsatz im 
neugefaßten Satz 1 soll den besonderen 


Verhältnissen der Freien und Hansestadt 
Hamburg Rechnung getragen werden. 

Begründung zu b) 

Die vom Bundestag im Artikel 106 Abs. 6 
Satz 2 beschlossene Fassung — „Nach Maß- 
gabe der Landesgesetzgebung können die 
Gemeindeverbände die Realsteuern als Be- 
messungsgrundlage für Umlagen oder Zu- 
schläge zugrunde legen." — schließt aus, 
daß neben den Gemeindeverbänden auch 
die Länder oder andere Körperschaften des 
öffentlichen Rechts die Realsteuern als Be- 
messungsgrundlage für Umlagen verwen- 
den, wie dies gegenwärtig in einigen Län- 
dern geschieht. Hiergegen sind Bedenken 
zu erheben, weil es zumindest verfassungs- 
politisch nicht angebracht erscheint, wenn 
— wie es hier geschehen soll — Methoden- 
fragen des kommunalen Finanzausgleichs 
im Grundgesetz geregelt werden. Eine er- 
satzlose Streichung des Satzes 2 erscheint 
deshalb geboten. Auch nach der Streichung 
dieser Vorschrift sind die Gemeindever- 
bände nicht daran gehindert, nach Maß- 
gabe der Landesgesetzgebung Umlagen auf 
der Basis der Realsteuerkraft zu erheben. 
Den Ländern steht dieses Recht auch dann 
zu, wenn sie die Ertragshoheit über die 
Realsteuern verlieren, da das Recht zu der- 
artigen Umlagen selbst keine unmittelbare 
Beteiligung an den Realsteuern als Steuer- 
gläubiger bedeutet. Durch die vorgeschla- 
gene Streichung des Satzes 2 wird dieses 
Recht der Länder klargestellt. 

2. Zu Artikel II 

In Artikel II wäre die Zahl „1956" durch 
die Zahl „1958" zu ersetzen. 
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Begründung 

Gegen ein rückwirkendes Inkrafttreten des 
Gesetzes am 1. April 1956 bestehen — ins- 
besondere wegen Artikel 106 Abs. 6 Satz 3 
der Neufassung (Steuerverbund) — erheb- 
liche verfassungsrechtliche und verfassungs- 
politische Bedenken. Die Haushalts- und 
Finanzausgleichsgesetze der Länder sind für 
das Rechnungsjahr 1956 in Kraft und für 


das Rechnungsjahr 1957 in Vorbereitung. 
Die angestrebte Verfassungsänderung 
würde in diese Gesetze weitgehend ein- 
greifen. Der Bundesrat ist daher der An- 
sicht, daß die Änderungen des Grundge- 
setzes am 1. April 1956 nicht in Kraft tre- 
ten können und daß als frühestmöglicher 
Termin der 1. April 1958 in Betracht kom- 
men könnte. 
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